
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Inspektionsstelle der IFE Ingenieurgesellschaft für Energieprojekte 
mbH & Co. KG, Emden (im Folgenden „IFE“ genannt) 

 

1. Allgemeines 
1.1. IFE handelt unparteilich und neutral. 
1.2. IFE erbringt technische Dienstleistungen wie Gutachten, Inspektionen 

und Beratung im Bereich erneuerbarer Energien. 
1.3. Der Auftraggeber erkennt die zum Zeitpunkt der Auftragserteilung jeweils 

gültigen Allgemeinen Geschäftsbedingungen an. Abweichende Ge-
schäftsbedingungen einzelner Auftraggeber können grundsätzlich nicht 
anerkannt werden. 

 
2. Durchführung des Auftrages 
2.1. Die von IFE angenommenen Aufträge werden durchgeführt bzw. Gut-

achten werden erstellt nach den anerkannten Regeln der Technik und - 
soweit nicht entgegenstehende Abmachungen schriftlich vereinbart sind 
- in der bei IFE üblichen Handhabung. Keine Verantwortung wird über-
nommen für die Richtigkeit der den Prüfungen zugrundeliegenden Si-
cherheitsprogramme oder Sicherheitsvorschriften, sofern nicht aus-
drücklich und schriftlich etwas anderes vereinbart ist. 

2.2. Der Umfang der Leistungen von IFE wird bei der Erteilung des Auftrages 
schriftlich festgelegt. Ergeben sich bei der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung des Auftrages Änderungen oder Erweiterungen des festgelegten 
Auftragsumfanges, sind diese vorab zusätzlich und schriftlich zu verein-
baren. Der Auftraggeber hat in diesem Fall das Recht, vom Vertrag zu-
rückzutreten, falls ihm ein Festhalten am Vertrag im Hinblick auf die Än-
derungen oder Erweiterungen nicht mehr zugemutet werden kann. Der 
Auftraggeber hat jedoch gemäß § 649 BGB die vereinbarte Vergütung 
oder mangels Vereinbarung eine angemessene Vergütung zu bezahlen. 

2.3. Der Auftraggeber hat alle Voraussetzungen zu schaffen, um eine 
schnelle und reibungslose Leistungserbringung durch IFE zu ermögli-
chen. Hierzu ist IFE nicht nur der sichere und uneingeschränkte Zutritt 
zur Anlage zu gewähren, sondern der Auftraggeber hat auch die nötigen 
Unterlagen und Dokumente zur Verfügung zu stellen. 

2.4. IFE darf Nachunternehmen und Erfüllungsgehilfen mit Teilleistungen zur 
Erfüllung des Auftrages beauftragen und informiert den Auftragnehmer 
im Rahmen der Auftragsabarbeitung über deren Einsatz. 

2.5. IFE wird im Rahmen eines Dienstvertrages, nicht Werkvertrages tätig. 
Folglich schuldet IFE kein bestimmtes Prüfungsergebnis bzw. -erfolg, 
sondern die pflichtgemäße Prüfung und Dokumentation der Prüfungser-
gebnisse. 

2.6. Die von IFE angegebenen Auftragsfristen sind unverbindlich, es sei 
denn, deren Verbindlichkeit ist ausdrücklich schriftlich vereinbart. 

 
3. Gewährleistung 
3.1. Die Gewährleistung von IFE umfasst nur die ihr gemäß Ziffer 2.1 aus-

drücklich in Auftrag gegebenen Leistungen. Eine Gewähr für die Ord-
nungsmäßigkeit und das Funktionieren der betreffenden Gesamtanlage, 
zu der die begutachteten oder geprüften Teile gehören, wird damit nicht 
übernommen; insbesondere trägt IFE keine Verantwortung für Konstruk-
tion, Materialauswahl und Bau der untersuchten Anlagen, soweit diese 
Fragen nicht ausdrücklich Gegenstand des Auftrages sind. Auch in letz-
terem Fall werden die Gewährleistungspflicht und die rechtliche Verant-
wortung des Herstellers weder eingeschränkt noch übernommen. 

3.2. Die Gewährleistungspflicht von IFE ist zunächst beschränkt auf die 
Nacherfüllung innerhalb einer angemessenen Frist. Schlägt die Nacher-
füllung fehl, d. h., wird sie unmöglich oder dem Auftraggeber unzumutbar 
oder von IFE unberechtigt verweigert oder ungebührlich verzögert, ist der 
Auftraggeber nach seiner Wahl berechtigt, Herabsetzung der Vergütung 
oder Rückgängigmachung des Vertrages zu verlangen. 

3.3. Ansprüche auf Nacherfüllung, Herabsetzung der Vergütung oder Rück-
gängigmachung des Vertrages, verjähren nach einem Jahr ab Gefahr-
übergang. 

3.4. Aufwendungsersatzansprüche gemäß § 635 Abs. 2 BGB bleiben unbe-
rührt. 

 
4. Haftung 
4.1. IFE haftet für Schäden – gleich aus welchem Rechtsgrund – nur, wenn 

IFE diese Schäden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat oder 
wenn IFE fahrlässig eine wesentliche Vertragspflicht („Kardinalpflicht“) 
verletzt hat. IFE haftet im Falle der Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten stets nur für den im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vertrags-
typischen, vorhersehbaren Schaden. 

4.2. Soweit IFE im Falle der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ge-
mäß vorstehender Ziffer 5.1 für fahrlässig verursachte Schäden haftet, 
ist deren Ersatzpflicht jedoch der Höhe nach je Schadensfall begrenzt 
auf: 
500.000,00 EUR für Sachschäden 
50.000,00 EUR für Vermögensschäden. 

4.3. Eine Haftung für Schäden, die durch die Verletzung nicht wesentlicher 
Vertragspflichten infolge einfacher Fahrlässigkeit verursacht worden 
sind, ist ausgeschlossen. 

4.4. „Wesentliche Vertragspflichten“ sind solche Verpflichtungen, die ver-
tragswesentliche Rechtspositionen des Auftraggebers schützen, die ihm 
der Vertrag nach seinem Inhalt und Zweck gerade zu gewähren hat; we-
sentlich sind ferner solche Vertragspflichten, deren Erfüllung die ord-
nungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Auftraggeber regelmäßig vertraut hat und ver-
trauen darf. 

4.5. Der in Ziffern 5.1-5.4 enthaltene Haftungsausschluss bzw. die Haftungs-
begrenzung gilt nicht für Schäden an Leben, Körper oder Gesundheit so-
wie für Ansprüche aus einer Beschaffenheitsgarantie oder nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

4.6. Der Auftraggeber hat etwaige Schäden, für die IFE haften soll, unverzüg-
lich IFE schriftlich anzuzeigen. 

4.7. Soweit Schadensersatzansprüche gegen IFE ausgeschlossen oder be-
grenzt sind, gilt dies auch für die persönliche Haftung der Organe, Sach-
verständigen und sonstiger Mitarbeiter sowie Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen von IFE. 

4.8. Unabhängig davon ist der Auftraggeber verpflichtet, die üblichen Versi-
cherungen gegen unmittelbare oder mittelbare Schäden abzuschließen. 

 
5. Vergütungs- und Zahlungsbedingungen 
5.1. Für die Berechnung der Leistungen gelten die vertraglich vereinbarten 

Entgelte. 
5.2. Angemessene Kostenvorschüsse können verlangt werden und/oder Teil-

rechnungen entsprechend den bereits erbrachten Leistungen können ge-
stellt werden. Teilrechnungen müssen nicht als solche bezeichnet sein. 
Der Erhalt einer Rechnung bedeutet nicht, dass die IFE damit den Auf-
trag vollständig abgerechnet hat. 

5.3. Die gem. Ziff. 6.2 und/oder durch Schlussrechnung nach Abnahme des 
Werkes in Rechnung gestellten Entgelte sind sofort nach Rechnungsstel-
lung zur Zahlung fällig, soweit keine anderweitige Vereinbarung getroffen 
wurde. Während des Verzugs des Auftraggebers hat IFE für den offenen 
Rechnungsbetrag einen Zinsanspruch gegen den Auftraggeber in Höhe 
von 9 Prozentpunkten p.a. über dem Basiszinssatz. Der Auftraggeber 
kommt durch Mahnung oder spätestens 30 Tage nach Zugang der Rech-
nung in Verzug. Wird ein nach dem Kalender bestimmtes Zahlungsziel 
vereinbart, kommt der Auftraggeber mit Ablauf des Zahlungszieles in Ver-
zug. § 286 BGB bleibt unberührt. 

5.4. Die Entgelte verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer in 
der jeweils gültigen gesetzlichen Höhe. Die Umsatzsteuer wird bei Rech-
nungsstellung gesondert ausgewiesen. 

5.5. Beanstandungen der Rechnungen von IFE sind innerhalb einer Aus-
schlussfrist von 14 Tagen nach Erhalt der Rechnung schriftlich begrün-
det mitzuteilen. 

 
6. Geheimhaltung, Urheberrecht, Datenschutz 
6.1. Von schriftlichen Unterlagen, die IFE zur Einsicht überlassen werden und 

die für die Durchführung des Auftrages von Bedeutung sind, darf IFE Ab-
schriften zu ihren Akten nehmen. 

6.2. Die Mitarbeiter, Nachunternehmer und Erfüllungsgehilfen von IFE wer-
den sämtliche Geschäfts- und Betriebsverhältnisse, die bei der Aus-
übung der Tätigkeit zur Kenntnis gelangen, gleichwohl ob diese vom 
Kunden oder aus anderen nicht-öffentlichen Quellen kommen, vertrau-
lich behandeln und außerhalb der Durchführung des Auftrages nicht un-
befugt offenbaren und verwerten. Die Weitergabe von Unterlagen und 
Informationen erfolgt nur nach schriftlicher Zustimmung des Verfügungs-
berechtigten, sofern die Unterrichtung nicht gesetzlich verboten ist.  

6.3. IFE ist berechtigt, den Auftraggeber als Referenzkunden zu benennen. 
IFE darf ferner die erbrachten Leistungen zu Demonstrationszwecken in 
vollständig anonymisierter Form öffentlich wiedergeben oder auf sie hin-
weisen. 

6.4. Soweit im Zuge der Durchführung des Auftrages Gutachten, Prüfergeb-
nisse, Berechnungen u.ä. erstellt werden, die dem Schutz des Urheber-
rechts unterliegen, räumt IFE dem Auftraggeber hieran ein einfaches, 
nicht übertragbares Nutzungsrecht ein, soweit dies nach dem vertraglich 
vorausgesetzten Zweck erforderlich ist. Weitere Rechte werden aus-
drücklich nicht mit übertragen, insb. ist der Auftraggeber nicht berechtigt, 
Gutachten, Prüfergebnisse, Berechnungen u.ä. zu verändern (Bearbei-
ten) oder diese außerhalb seines Geschäftsbetriebes irgendwie zu nut-
zen. 

6.5. IFE ist berechtigt, ggfs. das Projekt des Auftraggebers einbegriffen aller 
notwendigen Informationen gegenüber der DAkkS, Deutsche Akkreditie-
rungsstelle GmbH, im Rahmen des Akkreditierungsverfahrens als Mus-
terprojekt offenzulegen. IFE verpflichtet sich, projekt-, kunden-, perso-
nenbezogene Daten und Informationen nur insoweit der DAkkS zugäng-
lich zu machen, als dies zur Erlangung / zum Erhalt der Akkreditierung 
notwendig ist.    

 
7. Gerichtsstand, Erfüllungsort, anzuwendendes Recht 
7.1. Gerichtsstand für die Geltendmachung von Ansprüchen für beide Ver-

tragspartner ist der Sitz von IFE. 
7.2. Erfüllungsort für alle sich aus oder im Zusammenhang mit dem Auftrag 

ergebenen Verpflichtungen ist der Sitz von IFE, soweit sich aus dem Auf-
trag nichts anderes ergibt. 

7.3. Das Vertragsverhältnis und alle Rechtsbeziehungen hieraus unterliegen 
dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 
8. Geltungsbereich und Sonstiges 
8.1. Nebenabreden, Zusagen und sonstige Erklärungen der Mitarbeiter von 

IFE oder der von ihnen eingeschalteten Sachverständigen sind nur dann 
bindend, wenn sie von IFE ausdrücklich schriftlich bestätigt werden. Dies 
gilt auch für Abänderungen dieser Klausel. 

8.2. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten gegenüber Unterneh-
men sowie allen juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öf-
fentlich-rechtlichen Sondervermögen i.S.d. § 310 BGB, soweit nichts Ab-
weichendes ausdrücklich bestimmt ist. 

8.3. Sollten einzelne Bestimmungen in diesen Geschäftsbedingungen un-
wirksam oder undurchführbar sein, so wird dadurch die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt. In diesem Fall gelten anstelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen die gesetzlichen 
Vorschriften. 

 
(Stand Januar 2025) 


